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Änderungsantrag  

der Fraktion der FDP 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 

die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die  

Haushaltsjahre 2018 und 2019 (Haushaltsgesetz 2018/2019)  

Drucksache 19/5237  

         
Inhalt des Antrags: Abschaffung der staatlich einseitigen Förderung 

der Elektromobilität 
 
 
 
Einzelplan  07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  07 15 Allgemeine Bewilligungen Verkehr 
Buchungskreis: 2695 
 
Förderproduktnummer 

lt. Leistungsplan 

73 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Elektromobilität 
 
 

  Veränderung 

  von um auf 

Leistungsplan 2018:    

  Beträge in 1.000 EUR 

 Gesamtkosten 7.659,5 -7.659,5    0,0 

 Produktabgeltung 7.659,5 -7.659,5    0,0 

 

Leistungsplan 2019:  
 

  Beträge in 1.000 EUR 

 Gesamtkosten 6.315,0 " "" -6.315,0    0,0 

 Produktabgeltung 6.315,0 -6.315,0    0,0 
 

 

 

 
 

 

Verpflichtungsermächtigungen 2018: Beträge in EUR 

 

 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 

 Verpflichtungsermächtigungen 2019 2.000.000 " "-2.000.000    0 

 Verpflichtungsermächtigungen 2020 1.000.000 ""-1.000.000    0 

 Gesamtverpflichtung 3.000.000 " "-3.000.000    0 

 

Verpflichtungsermächtigungen 2019: Beträge in EUR 

 

 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel          

 Verpflichtungsermächtigungen 2020 2.000.000 "-2.000.000    0 

 Verpflichtungsermächtigungen 2021 1.000.000 " "-1.000.000    0 

 Gesamtverpflichtung 3.000.000 " "-3.000.000    0 
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Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 

Begründung des Änderungsantrags: 

      

 

Die staatliche Subventionierung einer einzigen Technologieform ist eine einseitige und wettbewerbsverzerrende Form 

der Förderung. Es bedarf insgesamt einer Technologieoffenheit bei der Förderung von Forschung und Entwicklung, die 

es ermöglicht, emissionsarme und emissionsfreie Antriebe zu entwickeln. 
 
 
 
Wiesbaden, 28.11.2017 
 
Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
 
René Rock 

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

 
  
  
 
 
 
 
  

  
 


